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MÜNDLICHE ANFRAGE MIT AUSSPRACHE O-0064/03
gemäß Artikel 42 der Geschäftsordnung
von Theodorus Bouwman im Namen des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten
an die Kommission

Betrifft:Halbzeitüberprüfung der sozialpolitischen Agenda

Die Kommission wird in Erwägung nachstehender Gründe um Beantwortung folgender Fragen 
gebeten:

 in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 2.6.2003 über die Halbzeitüberprüfung der 
Sozialpolitischen Agenda 2000-2005 (KOM(2003)0312 endg.),

 unter Hinweis auf die Entschließungen des Europäischen Parlaments vom 25. Oktober 20001 zur 
Sozialpolitischen Agenda, vom 3. September 20032, 4. September 20023 und vom 7. Februar 
20024 zu den drei Anzeigern zu ihrer Umsetzung,

 in der Erwägung, dass das Europäische Parlament stets die Notwendigkeit betont hat, alle 
Elemente der Sozialpolitischen Agenda so umzusetzen, wie sie in Nizza angenommen worden 
sind, indem alle in der Agenda ermittelten Instrumente einschließlich neuer Rechtsakte genutzt 
werden,

 in der Erwägung, dass das Europäische Parlament mehrfach an die Kommission appelliert hat, 
auch in einer Reihe angrenzender Bereiche, die in den Entschließungen des Parlaments ermittelt 
wurden, Maßnahmen zu ergreifen,

 in der Erwägung, dass in der Mitteilung eine Reihe weiterer Studien, Empfehlungen von 
Expertengruppen und Konsultationen in einigen Bereichen aufgeführt werden, in denen dringende 
Gesetzesvorschläge erforderlich sind und seit langem erwartet werden,

1. Wie beabsichtigt die Kommission ihr Initiativrecht mit dem Ziel anzuwenden, die 
Sozialpolitische Agenda umzusetzen, und zwar unter Berücksichtigung der Tatsache, dass sie 
dazu beitragen sollte, Vollbeschäftigung zu ermöglichen, Sozialdumping und Diskriminierung zu 
bekämpfen und die Qualität der Arbeitsplätze in Europa zu verbessern?

2. Wie beabsichtigt die Kommission, die Beschäftigungs- und Sozialpolitik nach der Erweiterung 
der EU zu verstärken, und zwar einschließlich der Überwachung der korrekten Umsetzung des 
legislativen Besitzstands, jedoch auch der Entwicklung des sozialen Dialogs, des Fortschritts im 
Rahmen der Europäischen Beschäftigungsstrategie und der Anwendung der offenen 
Koordinierungsmethode im Hinblick auf soziale Ausgrenzung und sozialen Schutz?
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